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// Im Blickpunkth

Die j�ngsten Entwicklungen in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung zum internationalen Steuerrecht zeichnet

Brandenberg nach. Er stellt u.a. die aktuelle Verwaltungsauffassung zur steuerlichen Behandlung sog. „Funktionsverlagerun-

gen“ dar, erl�utert den gegenw�rtigen Stand bei der Wegzugs- und der Hinzurechnungsbesteuerung und gibt einen �ber-

blick �ber den derzeitigen Stand zur grenz�berschreitenden Verlustverrechnung. Hier stehen vor dem Hintergrund der

EuGH-Rechtsprechung insbesondere § 2a EStG – Vertragsverletzungsverfahren der Kommission gegen Deutschland – sowie

– im EuGH-Verfahren „Lidl“ – die Ber�cksichtigung von Betriebsst�ttenverlusten innerhalb der EU auf dem Pr�fstand.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH:Bef�rderungderArbeitnehmer zur

Arbeitsst�tte –AnwendungderMindestbe-

messungsgrundlagenach§ 10Abs. 5Nr. 2

UStG1999

MitUrteil vom15.11.2007 – V R 15/06 hat der BFH

entschieden, dass unentgeltliche Leistungen des

Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer, die nicht f�r

deren privaten Bedarf, sondern aufgrund betrieb-

licher Erfordernisse erbracht werden, nicht der

Umsatzsteuer unterliegen. ImStreitfall gingesum

die Sammelbef�rderung von Arbeitnehmern, f�r

diekeinezumutbareM�glichkeitbestand, denAr-

beitsortmit �ffentlichenVerkehrsmitteln zu errei-

chen. Die Arbeitnehmer hatten einen nicht kos-

tendeckenden Fahrpreis von 1 DM zu entrichten.

Das FA setzte nach § 10 Abs. 5 Nr. 2 UStG 1999

i.V.m. § 10 Abs. 4 Nr. 3 UStG 1999 die Selbstkos-

ten als Bemessungsgrundlage an. Der BFH best�-

tigt das der Klage stattgebende Urteil des FG: Die

Mindestbemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 5

Nr. 2 UStG 1999 ist nur auf Leistungen anzuwen-

den, die bei einer unentgeltlichen Leistungser-

bringung nach § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 2, Abs. 9a

UStG 1999 i.V.m. § 10 Abs. 4 UStG 1999 steuerbar

sind. Die Bef�rderung der Arbeitnehmer zur

Arbeitsst�tte ist keine Leistung aufgrund des

Dienstverh�ltnisses i. S. von§ 10Abs. 5Nr. 2UStG

1999, wenn f�r die Arbeitnehmer keine zumutba-

renM�glichkeiten bestehen, die Arbeitsst�ttemit

�ffentlichenVerkehrsmitteln zuerreichen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-863-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Nachweis der innergemeinschaft-

lichen Lieferung

Mit Urteil vom 8.11.2007 – V R 26/05 – hat der

BFH entschieden, dass zum Nachweis einer in-

nergemeinschaftlichen Lieferung die Identit�t

des Abnehmers z.B. durch Kaufvertr�ge und

Vollmachten nachgewiesen werden muss. Die

Aufzeichnung der USt-Idnr. reicht nicht aus, weil

sich aus ihr nicht ergibt, wer der Leistungsemp-

f�nger ist. Die Beteiligten eines Leistungsaustau-

sches – und somit auch der Abnehmer – erge-

ben sich regelm�ßig aus den zivilrechtlichen

Vereinbarungen. Der Unternehmer hat im Rah-

men des § 17a Abs. 1 UStDV 1993 leicht und

einfach nachpr�fbar nachzuweisen, dass die Be-

f�rderung oder Versendung durch den Unter-

nehmer oder Abnehmer erfolgt ist. Im entschie-

denen Fall ist der Kl�gerin, die an die Firma Z auf

Madeira (Portugal) sechs Fahrzeuge ver�ußerte,

dieser Nachweis nicht gelungen. Die von der

Kl�gerin vorgelegten Versicherungen des ihr ge-

gen�ber als Bevollm�chtigter der Z aufgetrete-

nen B reichen f�r diesen Nachweis nicht aus.

Aus der vorgelegten Vollmacht der Z l�sst sich

nicht entnehmen, dass B der Beauftragte der Z

gewesen ist, weil Z eine Bevollm�chtigung des B

ausdr�cklich bestritten hat und die Vollmacht

�berdies nur in portugiesischer Sprache vorge-

legt worden ist.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-863-2

unterwww.betriebs-berater.de

FG Niedersachsen: Mehrfachbelastung mit

Grunderwerb- und Umsatzsteuer – Vorlage

an den EuGH

Mit Beschluss vom 2.4.2008 – 7 K 333/06 – hat

das Nieders�chsische FG dem EuGH die folgende

Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: Ver-

st�ßt die Erhebung der deutschen Grunder-

werbsteuer auf k�nftige Bauleistungen durch

deren Einbeziehung in die grunderwerbsteuer-

liche Bemessungsgrundlage beim Erwerb eines

noch unbebauten Grundst�cks (sog. einheitli-

cher Leistungsgegenstand bestehend aus Bau-

leistungen sowie Erwerb des Grund und Bodens)

gegen das europ�ische Umsatzsteuer-Mehrfach-

belastungsverbot des Art. 401 der MwSt-Sys-

temrichtlinie, wenn die grunderwerbsteuerlich

belasteten Bauleistungen zugleich als eigenst�n-

dige Leistungen der deutschen Umsatzsteuer

unterliegen? Nach Auffassung des FG wirkt die

GrESt in den F�llen des sog. einheitlichen Leis-

tungsgegenstands wie eine zus�tzliche Umsatz-

steuer auf Bauleistungen,wasgegendas gemein-

schaftsrechtliche Gebot, Mehrfachbelastungen

mitUmsatzsteuer zuunterlassen, verstoße.

Volltext des Beschl: // BB-ONLINE BBL2008-863-3

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisungen
Zust�ndigkeit f�r Billigkeitsmaßnahmen

Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbe-

h�rden der L�nder vom 15.4.2008:

Unter Aufhebung der bisherigen Anordnungen

wird die Zust�ndigkeit f�r Stundungen nach

§ 222 AO, Erlasse nach § 227 AO, Billigkeitsmaß-

nahmen nach § 163 AO, Absehen von Festset-

zungen nach § 156 Abs. 2 AO und Niederschla-

gungen nach § 261 AO von Landessteuern und

sonstigen durch Landesfinanzbeh�rden verwal-

teten Steuern und Abgaben – jeweils einschließ-

lich Nebenleistungen – sowie f�r den Verzicht

auf Zinsen nach § 234 Abs. 2, § 237 Abs. 4 AO,

soweit sie auf durch Landesfinanzbeh�rden ver-

waltete Steuern und Abgaben erhoben werden,

neu geregelt. Die Erlasse ergehen im Einverneh-

men mit dem BMF. Sie treten an die Stelle der Er-

lasse vom 2.1.2004 (BStBl. I S. 29).

Volltext des Erl.: // BB-ONLINE BBL2008-863-4

unter www.betriebs-berater.de

BMF: Steuererlass f�rbeschr�nkt Steuer-

pflichtige imZusammenhangmit inl�ndi-

schenSpielendereurop�ischenVereinswett-

bewerbevonMannschaftssportarten

Schreiben vom 20.3.2008 – IV C 8 – S 2303/07/

0009

Das BMF nimmt Stellung zu den Voraussetzungen

eines Erlasses der ESt oder KSt nach § 50 Abs. 7

EStG auf Eink�nfte, die ausl�ndische Vereine und

deren Spieler an inl�ndischen Spielen im Rahmen

europ�ischer Vereinswettbewerbe in Mann-

schaftssportarten aus diesen Spielen erzielen. Der

Steuererlass gilt f�r Eink�nfte aus Spielen im Rah-

men der europ�ischen Vereinswettbewerbe im

Basketball, Eishockey,Fußball,Handball,Volleyball

sowie invergleichbarenMannschaftssportarten.
Volltext des Schr.: // BB-ONLINE BBL2008-863-5

unterwww.betriebs-berater.de

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG M�nchen a.D.; Dr. J�rgen Schmidt-Troje, Pr�sident des FG K�ln, K�ln; Prof. Dr. Roman Seer,
Bochum; StB Dr. Andreas S�ffing, Frankfurt a.M.; Dr. RolandWacker, Richter am BFH, M�nchen
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